
 

 

 

 

Landwirtschaft im Koalitionsvertrag 2009 

Auszüge aus dem Entwurf des Koalitionsvertrags zwischen der CDU/CSU und 
der FDP 

Wachstum. 
Bildung. 

Zusammenhalt. 

 

Bürokratieabbau 

Wir setzen uns aktiv für die Einsetzung eines unabhängigen Rates für Bürokratie 
abbau bei der EU-Kommission nach dem Vorbild des NKR (Normenkontrollrat) ein 
und fordern die EU- Kommission auf, weitere Vereinfachungsmaßnahmen auf den 
Weg zu bringen, insbesondere auf dem Gebiet der Landwirtschaft. 
 
Naturschutz 
 
Kooperation mit den Betroffenen vor Ort ist unabdingbare Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Naturschutzpolitik. Wir wollen gemeinsam mit den Naturnutzern die 
Umweltbildung fördern.  
 
Wir werden die Partnerschaft zwischen Landwirtschaft, Natur- und Umweltschutz 
über freiwillige Programme weiter stärken und uns am Vorrang des 
Vertragsnaturschutzes orientieren. Die Nutzung von Ökokonten unterstützen wir 
nachhaltig. 
 
Wir werden den Bundesländern die Kompetenz geben, beim Ausgleich von Ein 
griffen in die Natur das Ersatzgeld anderen Kompensationsmaßnahmen 
gleichzustellen. 
 
Lebensmittelkennzeichnung 

Auf Verpackungen von Lebensmitteln darf nur drauf stehen, was drin ist, und 
Abbildungen dürfen nicht verbrauchertäuschend wirken. Wir werden die Klarheit von 
Zutatenlisten, Abbildungen und Bezeichnungen verbessern. Lebensmittel-Imitate 
werden aus Gründen des Verbraucherschutzes und zur Vermeidung von 
Verbrauchertäuschungen durch eine Änderung der EU-Lebensmittel- 
Kennzeichnungsverordnung klar gekennzeichnet.  
 
Unser Ziel ist eine regionale Herkunftskennzeichnung, die zwischen Ursprungs- und 
Verarbeitungsort unterscheidet. 



 
 
4.6 Landwirtschaft und ländlicher Raum 
 
Die Versorgung mit Nahrungsmitteln und Energie sowie der Klimaschutz gehören 
zu den zentralen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts. Wir brauchen eine 
starke und wettbewerbsfähige Land-, Forst-, Fischerei- und Ernährungswirtschaft 
in Deutschland. Unsere Betriebe brauchen Planungssicherheit und Perspektiven. 
Viele Landwirte können sich sehr wohl am Markt behaupten. Dennoch gibt es 
Regionen mit landwirtschaftlicher Produktion, die einer besonderen 
gesellschaftlichen Begleitung bedürfen. 
 EU-Vorgaben werden 1:1 in nationales Recht umgesetzt. 
  
Wir wollen eine durch bäuerliche und unternehmerische Betriebsstrukturen 
gestaltete, flächendeckende Landbewirtschaftung. Unterschiedliche strukturelle und 
klimatische Produktionsbedingungen rechtfertigen eine weitere gezielte 
Unterstützung der Landwirtschaft in diesen benachteiligten Regionen. Dabei wird die 
Verwendung auf der Basis der landwirtschaftlichen Vergleichszahl (LVZ) als zentraler 
Abgrenzungsmaßstab beibehalten. Unabhängig vom Schutz des geistigen 
Eigentums wollen wir auf landwirtschaftliche Nutztiere und -pflanzen kein 
Patentrecht. 
 
Milchwirtschaft in Deutschland 
 
Aufgrund der krisenbedingt aktuelle schwierigen Einkommenssituation werden wir 
ergänzend folgende Sofortmaßnahmen ergreifen: 
Um aktuell drohende Flächenbrachen und damit verbunden unwiderrufliche 
Schäden für Natur und Kulturlandschaft zu verhindern wird ein zweijähriges 
 „Grünlandmilchprogramm des Bundes“ in Höhe von insgesamt 500 Millionen Euro 
aufgelegt. 
 
Zur Vermeidung von Beitragserhöhungen bei der Landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung (LUV) in der aktuellen Krisensituation wird der Bundeszuschuss in 
den Jahren 2010 und 2011 um insgesamt 200 Millionen Euro erhöht. 
 
Für die beiden kommenden Jahre wird für die Landwirtschaft ein Krisen- 
Liquiditätshilfeprogramm mit Mitteln in Höhe von insgesamt 50 Millionen aufgelegt 
  
Abschluss der WTO-Verhandlungen 
  
Wir treten für einen erfolgreichen und ausgewogenen Abschluss der Doha-Runde 
ein, der auch das europäische Landwirtschaftsmodell berücksichtigt. 
Exportsubventionen und Interventionsmaßnahmen sind im internationalen Vergleich 
abzubauen. 
 
Gemeinsame Europäische Agrarpolitik 
 
Aus Gründen der Verlässlichkeit und Planungssicherheit müssen die EU  
Direktzahlungen bis  2013 sicher sein. Wir brauchen auch nach  2013 eine starke 
erste Säule und eine finanziell  gut ausgestattete zweite Säule der Gemeinsamen 
EU-Agrarpolitik. 



Regionen, in denen alternativlos nur Gründlandbewirtschaftung möglich ist sowie 
 besonders benachteiligte Gebiete wie Berg-, Mittelgebirgs- und Steillagen- sowie 
sensible Grünlandgebiete müssen auch in Zukunft ausreichend bei der Förderung 
 berücksichtigt werden. Die Sicherung des Dauergrünlandes als CO2-Senke ist 
ökologisch vorteilhaft und im Interesse der Milchbauern und der gesamten 
Gesellschaft. 
 
Agrardiesel 
 
Wir werden auf europäischer Ebene auf eine einheitliche Besteuerung des 
Agrardiesels hinwirken, um die Wettbewerbsnachteile der deutschen Landwirte zu 
beseitigen. Bis dahin wollen wir die Steuerermäßigung beim Agrardiesel fortführen. 
  
 
 
 
Ökologischer Landbau 
 
Wir stehen für ein gleichberechtigtes Nebeneinander unterschiedlicher 
Wirtschaftsmethoden von konventioneller und ökologischer Landwirtschaft. Wir 
wollen den ökologischen Landbau insbesondere im Bereich Forschung fördern. 
 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
  
Zum besseren Schutz von Mensch, Tier und Umwelt wird das Zulassungsverfahren 
von Pflanzenschutzmitteln unter Beibehaltung der geltenden hohen Standards 
vereinfacht und beschleunigt. 
 
Ländliche Räume 
 
Wir stehen für starke, lebenswerte ländliche Räume sowie eine gleichwertige 
Entwicklung von ländlichen Regionen und städtischen Ballungszentren. Wir werden 
dem verstärkten demographischen Wandel vermehrt Aufmerksamkeit widmen. 
Wir wollen die Vielfalt der ländlichen Räume erhalten sowie deren Stärken und 
Wirtschaftskraft fördern. Wir werden dafür insbesondere die Gemeinschaftsaufgaben 
zur Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur und der Agrarstruktur sowie 
weitere Infrastrukturmaßnahmen zur Unterstützung der ländlichen Regionen aus 
bauen und verstärkt gemeinsam zielorientiert einsetzen. 
Wir werden das Landwirtschaftsgesetz in Richtung eines modernen Gesetzes für 
die Landwirtschaft und den ländlichen Raum weiterentwickeln und das Ziel einer 
flächendeckenden, nachhaltigen Landbewirtschaftung in Deutschland festschreiben. 
Wir werden einen Maßnahmenkatalog zur Reduzierung des Verlusts 
landwirtschaftlicher Nutzflächen vorlegen und den Verlust landwirtschaftlicher 
Flächen durch Siedlung, Verkehr oder ökologische Ausgleichsflächenregelungen 
eindämmen. Das Flächenmanagement für Ausgleichsflächen muss verbessert 
werden. 
 
3.2 Ressortverteilung 
 
CDU und CSU stellen die Bundeskanzlerin und die Minister in den folgenden 
Bereichen; Innen; Finanzen; Verteidigung; Arbeit und Soziales; Bildung und 



Forschung; Familie, Frauen, Senioren und Jugend; Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz; Bauen, Wohnen und Verkehr; Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit; Minister für besondere Aufgaben im Bundeskanzleramt; 
 
 
Erneuerbare Energien 
 
Wir wollen den Weg in das regenerative Zeitalter gehen und die 
Technologieführerschaft bei den Erneuerbaren Energien ausbauen. Die Potentiale 
für Innovation, Wachstum und Beschäftigung beim Umbau unseres Energiesystems 
sind gewaltig. 
Dazu werden wir den Ausbau der Erneuerbaren Energien entsprechend den 
bestehenden Zielvorgaben weiter fördern, das EEG sowie den unbegrenzten 
Einspeisevorrang erhalten sowie zugleich die Förderung wirtschaftlicher und 
Einspeisung effizienter gestalten. Unser Ziel ist es, die erneuerbaren Energien so 
schnell wie möglich markt- und speicherfähig zu machen.  
Dabei erhalten wir die Planungssicherheit für bestehende Anlagen. Wir werden als 
Sofortmaßnahme die Reduzierung der EEG-Vergütung für modulare Anlagen, die 
vor dem 1.1.2009 in Betrieb waren, zurücknehmen. 
Wir werden mit Wirkung zum 1.1.2012 eine EEG-Novelle auf den Weg bringen, 
die die Wettbewerbsfähigkeit der jeweiligen Technologie wahrt. Wir wollen bei der 
Biomasse-Verstromung organische Reststoffe gegenüber nachwachsenden 
Rohstoffen stärker gewichten, bessere Rahmenbedingungen für eine ökologisch 
verträglichere Wasserkraftnutzung sowie für das Repowering von Windkraftanlagen 
schaffen und Planungssicherheit für die Offshore-Windkraft erhalten. Für virtuelle 
Kraftwerke, die eine gleichmäßige Versorgung mit erneuerbaren Energien gewäh 
leisten, soll ein Stetigkeitsbonus eingeführt werden. Wir legen künftig im Drei- 
Jahres-Rhythmus einen EEG-Erfahrungsbericht vor. 
  
Wir bekennen uns zur Solarenergie als wichtige Zukunftstechnologie am Standort 
 Deutschland. Wir werden mit einer Anhörung in den Dialog mit der Solar-Branche 
und Verbraucherorganisationen treten, mit welchen Anpassungen kurzfristig 
Überförderungen bei der Photovoltaik vermieden werden können. Dabei werden wir 
auch prüfen, wie die Förderung der Freiflächen-Anlagen noch stärker auf die 
Nutzung von versiegelten oder vorbelasteten Flächen ausgerichtet werden kann. 
 
Wir werden die Bedingungen für die Biogas-Einspeisung im Erneuerbare-Wärme- 
Gesetz verbessern. (…) 
Für Biomasse wollen wir Initiativen für eine international  wirksame 
Nachhaltigkeitszertifizierung ergreifen, die sowohl die Kraftstoff- und Stromproduktion 
als auch die Nutzung für Lebens- und Futtermittel umfasst. Bei Betrieben in der EU 
soll dabei die Prüfung der Cross-Compliance-Regelungen voll anerkannt werden. 
Wir wollen den Markt für reine Biokraftstoffe wieder beleben und werden dafür einen 
Gesetzentwurf mit Wirksamkeit zum 1.1.2010 vorlegen. Die Höhe der 
Steuerbegünstigungen soll spätestens 2013 nach spezifischen CO2- 
Reduktionspotentialen ausgelegt werden. Wir werden die Einführung von E 10- 
Kraftstoff auf freiwilliger Basis und als zusätzliches Angebot mit klarer 
Kennzeichnung ermöglichen. 
 
Kreislaufwirtschaft 
 



Die Verpackungsverordnung werden wir überarbeiten und in Richtung einer 
allgemeinen Wertstoffverordnung weiterentwickeln, die sowohl flexible als auch 
wettbewerbliche Lösungen zur Ressourcenschonung enthält. Die Aufhebung der 
Rücknahmeverpflichtungen für Hersteller und Vertreiber lehnen wir ab. 
 
Gesundheitlicher Verbraucherschutz 
 
Sichere Lebensmittel haben für uns höchste Priorität. Wir wollen die 
Lebensmittelsicherheit weiter verbessern, ohne den bürokratischen Aufwand zu 
steigern. Das Qualitäts- und Sicherheitsbewusstsein über die gesamte 
Lebensmittelkette einschließlich des Verbrauchers muss noch stärker entwickelt 
werden. Wir setzen auf den Ausbau stufenübergreifender privatwirtschaftlich 
organisierter Qualitätssicherungssysteme und ihre Verzahnung mit der staatlichen 
Lebensmittelkontrolle. 
 
Lebensmittelkontrolle 
 
Wir setzen uns dafür ein, dass die Ergebnisse der Lebensmittelkontrolle bei einem 
wiederholten Verstoß gegen das Lebensmittel- und Futtermittelgesetz veröffentlicht 
werden. Die länderübergreifende Zusammenarbeit bei der Lebensmittelkontrolle ist 
zu intensivieren. 
 
Umsatzsteuer 
 
Auch die Umsatzsteuer muss an die modernen Anforderungen angepasst werden. 
Eine Umstellung auf die Ist-Besteuerung auf Leistungserbringer- und - 
empfängerseite könnte beispielsweise zur Bekämpfung des Steuerbetrugs und zur 
Verbesserung der Zahlungsmoral beitragen. Deshalb werden wir im Verlauf der 
Legislaturperiode unter Einbeziehung der europäischen Vorgaben prüfen, ob und 
in welchem Umfang das Prinzip der Ist-Besteuerung der Umsätze ausgeweitet 
werden kann. 
Daneben gibt es Handlungsbedarf bei den ermäßigten Mehrwertsteuersätzen. 
Benachteiligungen gehören auf den Prüfstand. Aus diesem Grund wollen wir eine 
Kommission einsetzen, die sich mit der Systemumstellung bei der Umsatzsteuer 
sowie dem Katalog der ermäßigten Mehrwertsteuersätze befasst. 
Dabei gilt es auch, die europäische Wettbewerbssituation bestimmter Bereiche zu 
berücksichtigen. Deshalb wollen wir ab dem 1.1.2010 für Beherbergungsleistungen 
in Hotel- und Gastronomiegewerbe den Mehrwertsteuersatz auf 7 Prozent 
ermäßigen. 
 
Mini-Jobs 
 
Wir wollen die Arbeitsanreize auch für gering entlohnte Beschäftigungsverhältnisse 
verbessern. Unser Ziel ist es, die Brückenfunktion von Mini- und Midi-Jobs in 
voll sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu stärken. 
Wir prüfen die Erhöhung und die Dynamisierung der Grenze 
sozialversicherungsfreier Mini-Jobs. Bei den Hinzuverdienstregeln sollen die 
Arbeitsanreize gestärkt werden. 
 
Fachkräfte 
 



Wir wollen die Attraktivität Deutschlands für Hochqualifizierte steigern und die 
Zuwanderung nach Deutschland steuern. Bürokratische Hindernisse für qualifizierte 
Arbeitnehmer sind abzubauen. Der Zugang von ausländischen Hochqualifizierten 
und Fachkräften zum deutschen Arbeitsmarkt muss systematisch an den 
Bedürfnissen des deutschen Arbeitsmarkts ausgerichtet und nach zusammenhängen 
den, klaren, transparenten und gewichteten Kriterien wie beispielsweise Bedarf, 
Qualifizierung und Integrationsfähigkeiten gestaltet werden. Darüber hinaus werden 
wir Regelungen zur Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit, Arbeitsplatzannahme 
für Studenten mit deutschem Hochschulabschluss, für Künstler und Sportler sowie 
für Saisonarbeitskräfte überprüfen und Vereinfachungen anstreben. Die Regelungen 
für die Beschäftigung von Saisonarbeitskräften werden auch im Interesse der 
Sonderkulturbetriebe vereinfacht. 


